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Allergie, ältere Geschwister, 
Stillen, Impfungen, soziale 
Kontakte, Anzahl Erwachse-
ner im Haushalt, Folsäure 
während der Schwangerschaft, 
Stadt/Land/gemischt. Der Ein-
fluß aller dieser Confounder 
blieb unterhalb der mit der 
Aufgabenstellung festgelegten 
Schwelle, sie scheiden alle als 
Erklärungsmöglichkeit für den 
festgestellten Zusammenhang 
zwischen Strahlenexposition 
bzw. Abstand zum nächsten 
KKW-Schornstein und dem 
Risiko von Kindern, an Krebs 
oder Leukämie zu erkranken, 
aus. Es gibt also – trotz 
gründlichen Nachdenkens und 
sorgfältiger Suche – keine 
vernünftige Alternative zu der 
Erklärung, daß die Emissio-
nen der KKW, ausgedrückt 
durch den Abstand zum näch-
sten KKW, das signifikant er-
höhte Krebs- und Leukämie-
Risiko für Kinder unter 5 Jah-
ren verursacht haben. Das ist 
ebenfalls ein starkes Indiz für 
Kausalität. Daß die Autoren 
der KiKK-Studie „die von 
deutschen Kernkraftwerken 
im Normalbetrieb emittierte 
ionisierende Strahlung grund-

sätzlich nicht als Ursache“ des 
festgestellten Effektes inter-
pretieren und stattdessen für 
möglich halten, daß ein bisher 
noch nicht bekannter Con-
founder für die Risikoerhö-
hungen verantwortlich ist, ist 
völlig unverständlich.

Die vorsichtige Form der Di-
stanzierung, auf die sich die 
die KiKK-Studie begleitende 
Expertengruppe in ihrem Vo-
tum verständigt hat („Im Ge-
gensatz zu den Autoren ist das 
externe Expertengremium ein-
hellig der Überzeugung, dass 
aufgrund des besonders hohen 
Strahlenrisikos für Kleinkin-
der sowie der unzureichenden 
Daten zu Emissionen von Lei-
stungsreaktoren dieser Zu-
sammenhang keinesfalls aus-
geschlossen werden kann.“), 
war konsensfähig, ist viel-
leicht „politikfähig“, hinter-
lässt aber einen schalen Ge-
schmack.

Unter Berücksichtigung der 
Rechenergebnisse der KiKK-
Studie und der in diesem Bei-
trag angestellten elementaren 
Überlegungen bezüglich der 
Kausalität, kommt man an 

dem folgenden Schluß nicht 
vorbei:
Die Strahlenbelastung von 
Kleinkindern durch die ra-
dioaktiven Emissionen von 
Kernkraftwerken, ausge-
drückt durch die Wohnnähe 
zum nächsten KKW, ist mit
großer Wahrscheinlichkeit 
ursächlich für die zu bekla-
genden erhöhten Risiken, an 
Krebs oder Leukämie zu er-
kranken.
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Zur individuellen Entschei-
dungsfindung über eine Teil-
nahme am Mammographie-
screening sei die Risikover-
ringerung für Tod durch 
Brustkrebs im Erkrankungs-
fall ausschlaggebend. Diese 
Meinung vertreten Prof. 
Dr.rer.nat. Nikolaus Becker 
vom Deutschen Krebsfor-
schungszentrum in Heidelberg 
und Prof. Dr.med. Hans Jun-
kermann von der Universitäts-
frauenklinik Heidelberg in der 
Ausgabe des Deutschen Ärz-
teblattes vom 22. Februar 
2008. Sie empfehlen folgende 
Formulierung: Von 100 an 

Brustkrebs erkrankten Frauen 
sterben tumorbedingt inner-
halb der folgenden zehn Jahre 
nach Diagnosestellung ohne 
Screening 31 Frauen an 
Brustkrebs, bei Teilnahme am 
Screening sterben nur 20 (35 
Prozent weniger). Auf dieser 
Grundlage, so Becker und 
Junkermann, würden bisher 
etwa 70 Prozent der zum 
Mammographiescreening ein-
geladenen Frauen der Auffor-
derung zur Teilnahme folgen.

Seit Ende 2005 wird in 
Deutschland ein Mammo-
graphiescreening-Programm 

mit dem Anspruch aufgebaut, 
europäischen Leitlinien zu ge-
nügen. Brustgesunde Frauen 
im Alter von 50 bis 69 Jahren 
werden im Rahmen dieses 
Programms alle zwei Jahre zu 
einer Röntgenuntersuchung
ihrer Brust aufgefordert. Über 
die angemessene Darstellung 
von Nutzen und Risken des 
Programms entbrannte bereits 
im Vorfeld eine Auseinander-
setzung. Ziel der Früherken-
nung ist es, durch frühe Be-
handlung das Überleben bei 
bereits nachgewiesenem 
Brustkrebs zu verlängern. 
Durch die Vorverlagerung des 
Diagnosezeitpunktes bei der 
Früherkennungsuntersuchung 
verlängern sich die Überle-
benszeiten jedoch auch dann, 
wenn der Verlauf der Erkran-
kung durch die frühe Be-
handlung gar nicht beeinflußt 
wird. Deshalb wird statt des-
sen die Sterblichkeit als un-
verzerrt quantifizierbare Ziel-

größe verwendet.

Becker und Junkermann for-
mulieren als ihre Kernaussa-
gen: Die Effektivität einer 
Einladung zum periodischen 
Mammographiescreening, er-
mittelt aus der Verringerung 
der Sterblichkeit an Brust-
krebs unter allen eingeladenen 
Frauen (von denen nicht alle 
der Einladung folgen), beträgt 
25 Prozent. Die Effektivität 
des Screeningverfahrens, er-
rechnet aus der Verringerung 
der Sterblichkeit an Brust-
krebs unter denjenigen Frau-
en, die der Einladung auch tat-
sächlich gefolgt sind. Sie be-
trägt 35 Prozent. Und für die 
Risikoverringerung im Er-
krankungsfall – wie bereits im 
einleitenden Absatz als relati-
ve Häufigkeit formuliert: Von 
100 an Brustkrebs erkrankten 
Frauen sterben tumorbedingt 
innerhalb der folgenden zehn 
Jahre nach Diagnosestellung 

Risikokommunikation

Das Mammographiescreening 
wird wie eine Versicherung 
beworben
Risikowahrnehmung beim Mammographiescreening
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ohne Screening 31 und bei 
Teilnahme am Screening 20 
Frauen (35 Prozent weniger).

Als nachteilige Effekte des 
Mammographiescreenings 
werden falsch positive Be-
funde, Gewebeentnahmen bei 
gutartigen Läsionen, Strahlen-
belastung und Überdiagnose 
angesehen. Aufsummiert über 
zehn Screeningrunden, das 
sind 20 Kalenderjahre, werden 
die zu erwartenden Nachteile 
für 50-jährige Frauen wie 
folgt zusammengefaßt: Bezo-
gen auf 1.000 Screeningteil-
nehmerinnen, unter denen in 
den 20 Jahren etwa fünf 
Brustkrebstodesfälle vermie-
den werden, kommen auf ei-
nen vermiedenen Brustkrebs-
todesfall bis zu zehn Brust-
operationen bei gutartigen Be-
funden und ein Fall von Über-
diagnose, der ohne Screening 
nie als Krankheit in Erschei-
nung getreten wäre. Am häu-
figsten jedoch seien falsch po-
sitive Mammographiebefunde, 
nämlich 222 bis 362 je 1.000 
Teilnehmerinnen.

Die Auswirkungen der Strah-
lenexposition sehen Becker 
und Junkermann als geringfü-
gig an. Sie beziehen sich dabei 
auf Aussagen der Strahlen-
schutzkommission und mei-
nen, die Zahl der vermiedenen 
Brustkrebstodesfälle überstei-
ge die Zahl der durch die 
Strahlenexposition bei der 
Mammographie verursachten 
Brustkrebstodesfälle um das 
100-fache. Gegenteilige Er-
kenntnisse, etwa über eine 
mehrfach höhere biologische 
Wirksamkeit der bei der 
Mammographie verwendeten 
Röntgenstrahlen1 erwähnen 
die Autoren des Deutschen 
Ärzteblattes nicht.

Becker und Junkermann wen-
den sich ausdrücklich gegen 
Darstellungen von Nutzen und 
Risiken des Mammographie-

1 z.B. G. J. Heyes, A. J. Mill: The 
neoplastic transformation poten-
tial of mammography X rays and 
atomic bomb spectrum radiation. 
Radiat Res. 2004 Aug;162(2): 
120-7; www.strahlentelex.de/Stx_ 
04_430_S06.pdf

screenings unter Verwendung 
absoluter Risiken und führen 
eine Arbeit von J. Mühlhauser 
und B. Höldke aus dem Jahre 
2002 an2. Diese Autorinnen 
vertreten die Ansicht, relative 
Risikoaussagen seien oft un-
verständlich bis irreführend 
und formulieren statt dessen 
zum Beispiel: Ohne Mammo-
graphiescreening sterben in 
einem Zeitraum von 10 Jahren 
4 von 1.000 Frauen an Brust-
krebs. Mit Mammographie-
screening sterben in einem 
Zeitraum von 10 Jahren 3 von 
1.000 Frauen an Brustkrebs. 
Oder: Ohne Mammographie-
screening sterben in einem 
Zeitraum von 10 Jahren 996 
von 1.000 Frauen nicht an 
Brustkrebs. Mit Mammogra-
phiescreening sterben in ei-
nem Zeitraum von 10 Jahren 
997 von 1.000 Frauen nicht an 
Brustkrebs. Oder auch: Von 
1.000 Frauen mit Mammogra-
phiescreening über 10 Jahre 
haben 999 keinen Nutzen, 
weil sie auch ohne Mammo-
graphiescreening nicht an 
Brustkrebs gestorben wären.

Die Darstellung der Ergeb-
nisse in relativen Wahr-
scheinlichkeiten, für die Be-
cker und Junkermann werben, 
wird zudem auch angegriffen, 
weil Untersuchungen ergeben 
haben, daß sowohl Ärzte als 
auch potentielle Screening-
teilnehmerinnen nicht fähig 
waren, die Relativprozente 
richtig in absolute Zahlen um-
zurechnen.

Bei der versicherungsmathe-
matischen Risikodefinition, 
erklären Becker und Junker-
mann, wird die Wahrschein-
lichkeit des Eintretens des un-
erwünschten Ereignisses mit 
der Schadenshöhe im Ereig-
nisfall multipliziert. Damit 
werde berücksichtigt, daß es 
ratsam sei, auch sehr seltene 
Ereignisse zu versichern, so-
fern sie zu einem erheblichen 
Schaden führen können. Beim 

2 Mühlhauser J., Höldke B.: In-
formation zum Mammographie-
screening – vom Trugschluß zur 
Ent-Täuschung: Radiologe 2002; 
42:299-304.

Mammographiescreening 
lasse sich damit erklären, 
weshalb Frauen sich für das 
Screening entscheiden, selbst 
wenn sie die Wahrscheinlich-
keit, an Brustkrebs zu erkran-
ken, eher als gering einstufen.

Denn bei der Antwort auf die 
Frage, gegen welche Risiken 
Gegenmaßnahmen getroffen 
werden sollen, komme es im 
Alltag in erster Linie auf die 
Größe des möglichen Scha-
dens an und erst in zweiter auf 
die Eintrittswahrscheinlich-
keit, erläutern Becker und 
Junkermann. Das Denken in 
bedingten Wahrscheinlich-
keiten (etwa: „wenn das Haus 
abbrennt, bin ich ruiniert“) sei 
üblich und durchdringe das 
gesellschaftliche Leben viel-
fältig. Deshalb seien etwa Ge-
bäudeversicherungen weit 
verbreitet und zum Beispiel in 
Baden-Württemberg Pflicht, 
obwohl im Einzelfall der 
Schadenseintritt äußerst un-
wahrscheinlich sei.

„Die Umgebung aller in Be-
trieb befindlichen Atomkraft-
werke wurde untersucht, nur 
nicht die Region des Reaktors 
mit den meisten Pannen und 
Störfällen innerhalb eines sehr 
kurzen Zeitraumes: Hamm 
und das Lippetal als Standort 
des Thorium-Hochtemperatur-
reaktors (THTR) sind bewußt 
ausgespart worden.“ – Das 
beklagt die Bürgerinitiative 
Umweltschutz Hamm e.V. in 
einer Presseerklärung vom 8. 
März 2008 mit Blick auf die 
Ende 2007 veröffentlichte 
Fall-Kontrollstudie zu Kinder-
krebs in der Umgebung von 
Kernkraftwerken (KiKK-Stu-
die). Die Nichtberücksichti-
gung des THTR in der Studie 
habe zu großer Unruhe und 

Empörung in der Bevölkerung 
geführt. Inzwischen fordern 
auch der Rat von Lippetal und 
der Stadt Hamm eine Krebs-
studie für ihre Region.

Der THTR-Reaktor in Hamm-
Uentrop war nach Störfällen
mit umfangreichen radio-
aktiven Freisetzungen zu-
nächst im Juni 1986 und end-
gültig im Jahre 1989 außer 
Betrieb gesetzt worden. Erst 
im April 1985 war zuvor mit
der Wärmeerprobung begon-
nen worden und der schritt-
weisen Leistungserhöhung bis 
zur Nennleistung. Auch nach 
der Stilllegung fanden weitere 
Störfälle statt, beispielsweise 
im Jahr 1992 eine Leckage 
mit Tritiumwasser.

Kommentar

Versicherungen werden von 
den Versicherungsgesell-
schaften angeboten, nicht ein-
fach weil nach ihnen verlangt 
wird, sondern weil sich mit 
ihnen sehr gut Geld verdienen 
läßt. Deren eingeführte Wer-
belogik auch für das Mammo-
graphiescreening anzuwenden 
und zu propagieren legt das 
primäre Motiv offen: ebenfalls 
einfach Geld verdienen. Das 
muß nicht grundsätzlich 
schlecht sein. Im Falle des 
Mammographiescreenings 
wird das jedoch mit einem 
entscheidenden Makel erkauft: 
Besonders gut wird an den 
Nachteilen des Mammogra-
phiescreenings verdient, die 
allein die Screeningteilnehme-
rinnen zu ertragen haben, 
nicht die Leistungsanbieter 
des Medizinsystems. Th.D.
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Atompolitik / Atomwirtschaft

Krebsstudie zum THTR
in Hamm gefordert


